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Drucksache VI/922 


Sachgebiet 784 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

lll/l - 68070 - E - As 5/70 


Bonn, den 12. Juni 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Assoziationspolitik in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Regelung für 
Mais mit Ursprung in den assoziierten afrikanischen 
Staaten und Madagaskar oder den überseeischen Ländern 
und Gebieten 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Ausdehnung 
der für bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse mit Ur- 
sprung in den assoziierten afrikanischen Staaten und 
Madagaskar und in den überseeischen Ländern und Ge- 
bieten geltenden Regelungen auf die gleichen Erzeugnisse 
mit Ursprung in der Vereinigten Republik Tansania, der 
Republik Uganda und der Republik Kenia. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 26. Mai 1970 
dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu den genannten 
Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen, die Anhörung des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Drude: Budidrudterei R. Madel, 5307 Waditberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfadi 821, Goethestraße» 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Regelung für Mais mit Ursprung in den assoziierten 
afrikanischen Staaten und Madagaskar oder den überseeischen 

Ländern und Gebieten 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In dem am 29. Juli 1969 Unterzeichneten Abkom- 
men über die Assoziation zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und den mit dieser Gemein- 
schaft assoziierten afrikanischen Staaten und Mada- 
gaskar ist vorgesehen, daß die Gemeinschaft bei den 
unter eine gemeinsame Marktorganisation fallen- 
den landwirtschaftlichen Erzeugnissen, an deren 
Ausfuhr die assoziierten Staaten ein wirtschaft- 
liches Interesse haben, eine Einfuhrregelung für 
die Erzeugnisse mit Ursprung in diesen Staaten 
festgelegt, die günstiger ist als die allgemeine Re- 
gelung für die gleichen Erzeugnisse mit Ursprung 
in dritten Ländern. 

In dem Beschluß, den der Rat über die Assoziation 
der überseeischen Länder und Gebiete mit der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft erläßt, müssen in 
bezug auf die landwirtschaftlichen Erzeugnisse mit 
Ursprung in diesen Ländern und Gebieten die glei- 
chen Bestimmungen vorgesehen werden. 

Die Verordnung Nr. 120/67/EWG des Rats vom 
13. Juni 1967 über die gemeinsame Marktorganisa- 
tion für Getreide ^), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2463/69^), führt eine Regelung 
ein, die Abschöpfungen bei der Einfuhr in die Ge- 
meinschaft vorsieht. 

Die Gemeinschaft kann ihre Verpflichtung gegen- 
über den assoziierten Staaten, Ländern und Gebie- 
ten dadurch nachkommen, daß sie bei der Einfuhr 
von Mais mit Ursprung in diesen Staaten, Ländern 
und Gebieten eine Herabsetzung des Abschöpfungs- 
betrages vorsieht. 


Diese Maßnahmen müssen bis zum 31. Januar 1975 
angewandt werden können; bis zu diesem Zeitpunkt 
gilt das Abkommen vom 29. Juli 1969, sofern es 
spätestens am 1. Januar 1971 in Kraft tritt. 

Die assoziierten Staaten sind konsultiert worden - 
HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Abschöpfung bei der Einfuhr von Mais der 
Tarifnummer 10.05 des Gemeinsamen Zolltarifs mit 
Ursprung in den assoziierten afrikanischen Staaten 
und Madagaskar oder den überseeischen Ländern 
und Gebieten wird um 0,05 Rechnungseinheiten je 
100 Kilogramm verringert. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Juni 1970 in Kraft. 

Sie gilt bis zum 31. Dezember 1970. 

Sie gilt jedoch für die Erzeugnisse mit Ursprung 
in den assoziierten afrikanischen Staaten und Mada- 
gaskar oder den überseeischen Ländern und Gebie- 
ten bis zum 31. Januar 1975, sofern sowohl das am 
29. Juli 1969 in Jaunde Unterzeichnete Assoziie- 
rungsabkommen als auch der Beschluß des Rates, 
der an die Stelle des Ratsbeschlusses vom 25. Fe- 
bruar 1964 über die Assoziierung der überseeischen 
Länder und Gebiete mit der Gemeinschaft treten 
soll, spätestens am 1. Januar 1971, in Kraft getreten 
ist. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, Seite 2269/67 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 312 
vom 12. Dezember 1969, Seite 3 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 93 
vom 11. Juni 1964, S. 1472/64 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Begründung 


1. Auf Grund des neuen Assoziierungsabkommens 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und den assoziierten afrikanischen Staaten und Ma- 
dagaskar (AASM) legt die Gemeinschaft für markt- 
ordnungsgebundene landwirtschaftliche Erzeugnisse 
mit Ursprung in diesen Staaten eine Regelung fest, 
die günstiger ist als die für die gleichen Erzeugnisse 
mit Ursprung in dritten Ländern geltende allgemeine 
Regelung, wenn die assoziierten Staaten ein wirt- 
schaftliches Interesse an der Ausfuhr dieser Erzeug- 
nisse haben. 

In dem Beschluß, die der Rat über die Assoziation 
der überseeischen Länder und Gebiete (ÜLG) mit der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft fassen wird, 
sollen die gleichen Vorschriften für landwirtschaft- 
liche Erzeugnisse mit Ursprung in diesen Ländern 
und Gebieten vorgesehen werden. 

2. Mit dem nachstehenden Verordnungsvorschlag 
soll der von der Gemeinschaft übernommenen Ver- 
pflichtung hinsichtlich der Einfuhr von Mais mit Ur- 
sprung in den AASM und den ÜLG in die Gemein- 
schaft Rechnung getragen werden. 


3. Die Maisausfuhr ist insbesondere für Madagas- 
kar von Interesse, das dieses Erzeugnis seit jeher 
nach Reunion ausgeführt hat. ln dem Vorschlag für 
eine Verordnung über Ausnahmebestimmungen bei 
der Einfuhr bestimmter landwirtschaftlicher Erzeug- 
nisse mit Ursprung in den AASM oder den ULG in 
die überseeischen Departements hatte die Kommis- 
sion vorgeschlagen, bei der Einfuhr von Mais mit 
Ursprung in den AASM und den ULG in die franzö- 
sischen Überseedepartements keine Abschöpfungs- 
beträge zu erheben. 

Da der Rat der Auffassung war, eine vollständige 
Abschöpfungstreiheit, sei es auch nur bei der Ein- 
fuhr in diese Departements, nicht annehmen zu kön- 
nen, schlägt die Kommission nunmehr vor, bei der 
Einfuhr von Mais mit Ursprung in den AASM in 
die Gemeinschaft durch Herabsetzung des Abschöp- 
fungsbetrages eine Präferenz gegenüber den Mais- 
einfuhren aus dritten Ländern einzuräumen. 

I g Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 123 

I vom 19. September 1969, S. 23 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Ausdehnung der für bestimmte landwirtschaftliche 
Erzeugnisse mit Ursprung in den assoziierten afrikanischen 
Staaten und Madagaskar und in den überseeischen Ländern und 
Gebieten geltenden Regelungen auf die gleichen Erzeugnisse 
mit Ursprung in der Vereinigten Republik Tansania, der Repu- 
blik Uganda und der Republik Kenia. 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 
nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments - 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Aufgrund des Abkommens zur Gründung einer 
Assoziation zv/ischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und der Vereinigten Republik Tansania, 
der Republik Uganda und der Republik Kenia legt 
die Gemeinschaft für die marktordnungsgebundenen 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse mR Ursprung in 
diesen Staaten eine Regelung fest, die günstiger ist 
als die für die gleichen Erzeugnisse mit Ursprung 
aus dritten Ländern geltende allgemeine Regelung, 
wenn die assoziierten Staaten an der Ausfuhr dieser 
Erzeugnisse ein wirtschaftliches Interesse haben. 

Im Rahmen der gleichen Verpflichtung gegenüber 
den assoziierten afrikanischen Staaten und Mada- 
gaskar und den überseeischen Ländern und Gebieten 
sind unter anderem folgende Verordnungen erlassen 
worden: 

- Die Verordnung (EWG) Nr. 517/70 des Rates vom 
17. März 1970 über die Regelung für Rindfleisch 
mit Ursprung in den assoziierten afrikanischen , 
Staaten und Madagaskar und in den überseeischen ^ 
Ländern und Gebieten ^). 

- Die Verordnung (EWG) Nr. 522/70 des Rates vom 
17. März 1970 über die Regelung für Getreide- 
und Reisverarbeitungserzeugnisse mit Ursprung in 
den assoziierten afrikanischen Staaten und Mada- 
gaskar und den überseeischen Ländern und Ge- 
bieten ^'). 

- Die Verordnung (EWG) Nr. 519/70 des Rates vom 
17. März 1970 über die Pv.egelung für Obst- und 
Gemüseverarbeitungserzeugnisse mit Ursprung in 
den assoziierten afrikanischen Staaten und Mada- 
gaskar und den überseeischen Ländern und Ge- 
bieten '^). 

- Die Verordnung (EWG) Nr des Rates vom 

über die Regelung für Rohtabak mit 

Ursprung in den assoziierten afrikanischen Staa- 
ten und Madagaskar und den überseeischen Län- 
dern und Gebieten. 


- Die Verordnung (EWG) Nr des Rates vom 

über die Regelung für Mais mit 

Ursprung in den assoziierten afrikanischen Staa- 
ten und Madagaskar und den überseeischen Län- 
dern und Gebieten. 

Durch eine Ausdehnung dieser Regelungen auf 
die Erzeugnisse mit Ursprung in der Vereinigten 
Republik Tansania, der Republik Uganda und der 
Republik Kenia kann die Europäische Wirtschafts- 
gemeinschaft ihre Verpflichtung gegenüber diesen 
Staaten nachkommen. 

Diese Staaten sind konsultiert worden - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Die Bestimmungen 

- der Verordnung (EWG) Nr. 517/70 des Rates 

- der Verordnung (EWG) Nr. 522/70 des Rates 

- der Verordnung (EWG) Nr. 519/70 des Rates 

- der Verordnung (EWG) Nr. 4) 

- der Verordnung (EWG) Nr. "’) 

gelten auch für Erzeugnisse mit Ursprung in der 
Vereinigten Republik Tansania, der Republik 
Uganda und der Republik Kenia. 

2. Für Ananaskonserven der Tarifnummer 20.06 B II 
gelten die Bestimmungen der Verordnung Nr. 
519/70 unbeschadet des Protokolls Nr. 2 im 
Anhang zum Assoziierungsabkommen. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am ^) in Kraft. 

Sie gilt bis zum 31. Januar 1975. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 1165 
vom 21. März 1970, S. 1 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 1165 
vom 21. März 1970, S. 10 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 1165 
vom 21. März 1970, S. 4 

■1) Regelung für Rohtabak mit Ursprung in den AASM 
und den ÜLG 

'Ü Regelung für Mais mit Ursprung in den AASM und 
den ÜLG 

‘j) Zeitpunkt des Inkrafttretens des Assoziierungsabkom- 
mens 


Geschehen zu Brüssel, am 
Im Namen des P.ates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Mit dem 24. September 1969 in Arusha Unter- 
zeichneten Abkommen zur Gründung einer Assozia- 
tion zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und der Vereinigten Republik Tansania, der 
Republik Uganda und der Republik Kenia hat sich 
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft verpflich- 
tet, für die marktordnungsgebundenen Agrarerzeug- 
nisse mit Ursprung in diesen Staaten eine Einfuhr- 
regelung anzuwenden, die günstiger ist als die für 
die gleichen Erzeugnisse mit Ursprung in dritten 
Ländern geltende allgemeine Regelung, wenn die 
ostafrikanischen Partnerstaaten der Gemeinschaft 
ein wirtschaftliches Interesse an ihrer Ausfuhr nach 
der Gemeinschaft haben. 

2. Die gleiche Verpflichtung ist die Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft gegenüber den assoziierten 
afrikanischen Staaten und Madagaskar (AASM) und 
den überseeischen Ländern und Gebieten (ULG) ein- 
gegangen. 

3. Bei der Prüfung der statistischen Angaben über 
die von den ostafrikanischen Partnerstaaten der Ge- 
meinschaft in den Jahren 1966, 1967 und 1968 in die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft ausgeführten 
marktgebundenen landwirtschaftlichen Erzeugnisse 
konnte festgestellt werden, daß die ostafrikanisdien 
Staaten an der Einfuhr von Erzeugnissen interessiert 
sind, die Gegenstand der Maßnahmen zugunsten der 
assoziierten afrikanischen Staaten und Madagaskars 
und der überseeischen Länder und Gebiete waren. 


Es handelt sich um folgende Erzeugnisse: 

- Rindfleisch 

- Verarbeitungserzeugnisse aus Getreide und Reis 

- Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und Gemüse 

- Rohtabak 

- Mais. 

4. Damit die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
ihre Verpflichtung gegenüber den ostafrikanischen 
Staaten einhalten kann, ist es möglich, die für Er- 
zeugnisse mit Ursprung in den AASM und in den 
OLG geltenden Regelungen auf die Erzeugnisse mit 
Ursprung in den ostafrikanischen Ländern auszu- 
dehnen in bezug auf Ananaskonserven, jedoch un- 
beschadet der Bestimmungen des Protokolls Nr. 2 
im Anhang zum Assoziierungsabkommen, demzu- 
folge die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft nach 
Anhörung ihrer ostafrikanischen Partnerstaaten die 
erforderlichen Maßnahmen treffen kann, um ernst- 
hafte Störungen im traditionellen Warenaustausch 
zu vermeiden, falls die Einfuhren dieses Erzeug- 
nisses im Laufe eines Jahres 860 Tonnen über- 
schreiten. 

Die nachstehende Verordnung würde für die gleiche 
Zeit gelten wie das neue Assoziierungsabkommen 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und den ostafrikanischen Partnerstaaten der Ge- 
meinschaft. 
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